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Hinweise für die Vorbereitung: 

A. Die Informationen zum Ablauf werden jeweils doppelseitig kopiert: Ablaufplan und Geschäftsordnung entsprechend der Gesamtzahl aller Mitspieler (auszuteilen gleich zu Anfang), die Anweisungen für die Fraktionssitzungen entsprechend der jeweiligen Fraktionsgröße (auszuteilen zu Beginn der ersten Fraktionssitzung). 

B. Bei den Informationen zum Inhalt wird den Fraktionspositionen (B1 – B5) jeweils B6 – B8 beigelegt. Der gesamte Block wird dann entsprechend der jeweiligen Fraktionsgrößen doppelseitig kopiert und geheftet. Auf jeden Block wird oben jeweils ein Rollenprofil geheftet. Die Unterlagen werden am Ende der Planspieleinführung ausgeteilt (=Rollenvergabe!)

C. Die Materialien werden einseitig genau einmal kopiert und im Verlauf des Planspiels ausgegeben. Sie sind chronologisch geordnet. 
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Ablaufplan
	Uhrzeit
	Dauer
	Raum
	Handlung
	Aufgaben der TN

	
	20 min
	individuell
	Einlesen
	Einarbeitung in die Rollen

	
	45 min
	Fraktionen
	1. Sitzung
	1. Wahl der/s Fraktions​vorsitzenden

2. Aufteilung auf die verschiedenen Aus​schüsse 

3. Benennung der Aus​schussvorsitzenden

4. Einigung auf eine gemeinsame Zielrichtung für die Ausschussarbeit

	
	15 min
	Plenum
	1. Lesung
	1. Konstituierung des Parlaments

2. Einsetzung der Ausschüsse

3. Überweisung des Gesetzentwurfes an die Ausschüsse

	
	60 min
	Ausschüsse
	Beratungen
	Erarbeitung von Stellungnahmen zum Gesetzesvorschlag

· nach 40 min: mitberatender Ausschuss gibt Stellungnahme an federführenden Ausschuss

· nach 60 min: federführender Ausschuss gibt Beschlussempfehlung

	
	30 min
	Fraktionen
	2. Sitzung
	1. Erarbeitung einer gemeinsamen Position zur Beschlussempfehlung

2. Gegebenenfalls Erarbeitung von Änderungsanträgen

3. Beauftragen einer/s Sprecherin/s zur Darstellung der Fraktionsposition in der 2. Lesung

	
	30 min
	Plenum
	2. und 3.   Lesung
	· 2. Lesung: 

Der / die Sprecher/in des federführenden Ausschusses stellt die Beschlussempfehlung vor.

Die Sprecher/innen der verschiedenen Fraktionen nehmen zur Gesetzes​vorlage Stellung. 

Die vorliegenden Änderungsanträge werden verlesen und zur Abstimmung gestellt.

Der Bundestag stimmt über den Gesetzentwurf in der Ausschussfassung einschl. angenommener Änderungen ab.

· 3. Lesung: 

Der Bundestag stimmt über den Gesetzentwurf als Ganzes mit den evtl. in der Zweiten Le​sung beschlossenen Änderungen ab.


Geschäftsordnung 

I. Grundsätzliches
Die Leitung der Gremien des Bundestages übernehmen die von den Abgeordneten nach den untenstehenden Regeln zu bestimmenden Funktionsträger.

Die Bundestagsverwaltung hat die Aufgabe, die Abgeordneten bei ihrer Arbeit zu unterstützen. 

Während der Plenardebatten wird die Redezeit entsprechend der jeweiligen Fraktionsgrößen an die Fraktionen aufgeteilt. 

II. Die Funktionsträger
1. Der Bundestagspräsident

Der Bundestagspräsident repräsentiert den Bundestag als Verfassungsorgan nach außen, leitet die Bundestagsverwaltung und führt den Vorsitz im Plenum. Er hat das protokollarisch höchste Amt nach dem Bundespräsidenten inne. Er wird von der größten Fraktion vorgeschlagen und vom Plenum des Bundestages gewählt. 

Er hat die Aufgabe, die Arbeitsfähigkeit des Bundestages sicherzustellen und dafür zu sorgen, dass die Tagesordnung korrekt abgearbeitet wird.

Der Bundestagspräsident ist verpflichtet, sein Amt unparteiisch auszuüben und alle Mitglieder des Parlaments, gleich welcher Fraktionszugehörigkeit, gleich und fair zu behandeln. Dies steht nicht in Widerspruch zu seiner Zugehörigkeit zu einer Fraktion. Wie jeder Abgeordnete verfügt er über ein Stimmrecht. 
Solange noch kein Bundestagspräsident gewählt ist, übernimmt der nach Lebensjahren älteste Abgeordnete als Alterspräsident dessen Funktionen. 

2. Die Fraktionsvorsitzenden

Jede Fraktion wählt aus ihrer Mitte eine/n Fraktionsvorsitzende/n. 

Diese/r hat die Aufgabe, dafür zu sorgen, dass die Positionen der jeweiligen Fraktion bestmöglich zum Tragen kommen und dass sich am Ende möglichst viel davon im Ge​setz wiederfindet. Dies umfasst insbesondere: 

· die Leitung der Fraktionssitzungen mit dem Ziel, Einvernehmen über Ziele, Strategie und konkretes Handeln herbeizuführen

· die Koordination der fraktionsinternen Vorbereitungen auf die Ausschussarbeit

· die Vertretung der Fraktion nach außen und ggf. notwendige Absprachen mit den Vorsitzenden anderer Fraktionen

3. Die Ausschussvorsitzenden
Die Vorsitzenden werden jeweils von einer Fraktion (entsprechend einer vorherigen Absprache im Ältestenrat) benannt.

Ihre Aufgabe ist es, für geordnete und konstruktive Beratungen in ihrem Ausschuss zu sorgen.

Im Ausschuss gehören die Ausschussvorsitzenden zu den Vertretern ihrer jeweiligen Fraktion, müssen allerdings in ihrer Rolle als Sitzungsleiter alle Ausschussmitglieder fair und gleich behandeln.

Sie wachen über die Einhaltung des Zeitplans, sorgen dafür, dass jede/r in angemessener Weise zur Diskussion beitragen kann und die Darlegungen Ihrer Ausschuss​kolleg/innen in einem vertretbaren zeitlichen Rahmen bleiben. Es steht den Ausschussvorsitzenden zu, störende Mitglieder zur Ordnung zu rufen und nötigenfalls des Saales zu verweisen. 

Die Ausschussvorsitzenden sind verantwortlich dafür, dass zum Ende der Sitzung die Ergebnisse schriftlich festgehalten sind.

	Fraktionsauftrag (1. Sitzung) 
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1.
Personalentscheidungen (ca. 15 Minuten)

· Wählen Sie eine/n Fraktionsvorsitzende/n

· Benennen Sie eine/n Kandidatin/en für das Amt der/s Bundestagspräsidentin/en

· Bestimmen Sie, wer von Ihnen beim Ausschuss für Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung und wer beim Ausschuss für Arbeit und Soziales mitarbeitet. 

· Benennen Sie eine/n Vorsitzende/n für den Ausschuss für Arbeit und Soziales.

2.
Inhaltliche Absprachen (ca. 30 Minuten)

Bilden Sie Arbeitsgruppen, um sich auf die Ausschussarbeit vorzubereiten. Sammeln Sie Argumente für die Position Ihrer Fraktion bei der Diskussion der folgenden Fragen: 
Ausschuss für Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung: 

Wie lassen sich die Bildungschancen von Schülern aus Familien mit geringeren Einkommen verbessern? Wie kann sichergestellt werden, dass die Unterstützung sinnvoll und effektiv genutzt wird? 

Ausschuss für Arbeit und Soziales:

Ist das Schüler-BAföG sozial sinnvoll ausgestaltet? Ist die Ausgestaltung im Gesetzentwurf gelungen, machen insbesondere die Förderkriterien Sinn? 

Anschließend einigen Sie sich in der Gesamtfraktion: 

· Was wollen wir? Soll das Gesetz beschlossen werden oder nicht?
Muss es verändert werden, damit wir zustimmen können? 

· Welche Kompromisse sind wir bereit zu machen, um unsere wichtigsten Ziele zu erreichen? 

Bedenken Sie immer: Eine einheitliche Linie macht Sie gemeinsam stark; verschiedene Po​sitionen werden von anderen leicht als Schwäche ausgelegt. Allerdings ist jeder Ihrer Abge​ordneten letztlich nur seinem Gewissen verpflichtet.

	Fraktionsauftrag (2. Sitzung) 
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1. 
Diskutieren Sie unter Leitung des/r Fraktionsvorsitzenden die Beschlussempfehlung des Innenausschusses an das Plenum.

2. 
Erarbeiten Sie nach Möglichkeit eine gemeinsame Position. Überlegen Sie:

· Falls der Vorschlag des federführenden Ausschusses Ihren Vorstellungen entspricht: Stimmen Sie der Beschlussempfehlung in der 2. und ggf. 3. Lesung zu. 

Machen Sie in der im Namen der Fraktion vorzutragenden Rede deutlich, dass Sie Ihre Position durchgesetzt haben. 

· Falls Sie aus gewichtigen Gründen eine andere Meinung zum Gesetz haben als der federführende Ausschuss:

Stimmen Sie gegen die Beschlussempfehlung (und damit voraussichtlich gegen die Mehrheit) 
Stellen Sie in der Rede im Plenum die Gründe für Ihre Ablehnung dar.

· Falls Sie das Gesetz grundsätzlich sinnvoll finden, sich bestimmte Regelungen jedoch anders wünschen:

Stellen Sie einen Änderungsantrag (der in der Zweiten Lesung abgestimmt wird). 

Machen Sie in Ihrer Rede deutlich, warum Sie diese Änderungen möchten. 

Überlegen Sie, ob Sie, falls Ihre Änderungen abgelehnt werden, dennoch der Beschlussempfehlung zustimmen wollen.

3.
Benennen Sie ei​ne/n Redner/in, die / der die Position Ihrer Fraktion in der 2. Lesung im Plenum präsentiert (max. 5 Minuten).

4. 
Suchen Sie Kontakt zu Ihrem Koalitionspartner, um ein geschlossenes Auftreten herbeizuführen.

	Fraktionsauftrag (1. Sitzung) 
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1. Personalentscheidungen (ca. 15 Minuten)

· Wählen Sie eine/n Fraktionsvorsitzende/n

· Bestimmen Sie, wer von Ihnen beim Ausschuss für Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung und wer beim Ausschuss für Arbeit und Soziales mitarbeitet. 

· Benennen Sie eine/n Vorsitzende/n für den Ausschuss für Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung.

2.
Inhaltliche Absprachen (ca. 30 Minuten)

Bilden Sie Arbeitsgruppen, um sich auf die Ausschussarbeit vorzubereiten. Sammeln Sie Argumente für die Position Ihrer Fraktion bei der Diskussion der folgenden Fragen: 
Ausschuss für Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung: 

Wie lassen sich die Bildungschancen von Schülern aus Familien mit geringeren Einkommen verbessern? Wie kann sichergestellt werden, dass die Unterstützung sinnvoll und effektiv genutzt wird? 

Ausschuss für Arbeit und Soziales:

Ist das Schüler-BAföG sozial sinnvoll ausgestaltet? Ist die Ausgestaltung im Gesetzentwurf gelungen, machen insbesondere die Förderkriterien Sinn? 

Anschließend einigen Sie sich in der Gesamtfraktion: 

· Was wollen wir? Soll das Gesetz beschlossen werden oder nicht?
Muss es verändert werden, damit wir zustimmen können? 

· Welche Kompromisse sind wir bereit zu machen, um unsere wichtigsten Ziele zu erreichen? 

Bedenken Sie immer: Eine einheitliche Linie macht Sie gemeinsam stark; verschiedene Po​sitionen werden von anderen leicht als Schwäche ausgelegt. Allerdings ist jeder Ihrer Abge​ordneten letztlich nur seinem Gewissen verpflichtet.

	Fraktionsauftrag (2. Sitzung) 
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1. 
Diskutieren Sie unter Leitung der/s Fraktionsvorsitzenden die Beschlussempfehlung des Innenausschusses an das Plenum.

2. 
Erarbeiten Sie nach Möglichkeit eine gemeinsame Position. Überlegen Sie:

· Falls der Vorschlag des federführenden Ausschusses Ihren Vorstellungen entspricht: Stimmen Sie der Beschlussempfehlung in der 2. und ggf. 3. Lesung zu. 

Machen Sie in der im Namen der Fraktion vorzutragenden Rede deutlich, dass Sie Ihre Position durchgesetzt haben. 

· Falls Sie aus gewichtigen Gründen eine andere Meinung zum Gesetz haben als der federführende Ausschuss:

Stimmen Sie gegen die Beschlussempfehlung (und damit voraussichtlich gegen die Mehrheit) 
Stellen Sie in der Rede im Plenum die Gründe für Ihre Ablehnung dar.

· Falls Sie das Gesetz grundsätzlich sinnvoll finden, sich bestimmte Regelungen jedoch anders wünschen:

Stellen Sie einen Änderungsantrag (der in der Zweiten Lesung abgestimmt wird). 

Machen Sie in Ihrer Rede deutlich, warum Sie diese Änderungen möchten. 

Überlegen Sie, ob Sie, falls Ihre Änderungen abgelehnt werden, dennoch der Beschluss​empfehlung zu​stimmen wollen.

3.
Benennen Sie ei​ne/n Redner/in, die / der die Position Ihrer Fraktion in der 2. Lesung im Plenum präsentiert (max. 5 Minuten).

	Fraktionsauftrag (1. Sitzung) 
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1. Personalentscheidungen (ca. 15 Minuten)

· Wählen Sie eine/n Fraktionsvorsitzende/n

· Bestimmen Sie, wer von Ihnen beim Ausschuss für Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung und wer beim Ausschuss für Arbeit und Soziales mitarbeitet. 

2.
Inhaltliche Absprachen (ca. 30 Minuten)

Bilden Sie Arbeitsgruppen, um sich auf die Ausschussarbeit vorzubereiten. Sammeln Sie Argumente für die Position Ihrer Fraktion bei der Diskussion der folgenden Fragen: 
Ausschuss für Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung: 

Wie lassen sich die Bildungschancen von Schülern aus Familien mit geringeren Einkommen verbessern? Wie kann sichergestellt werden, dass die Unterstützung sinnvoll und effektiv genutzt wird? 

Ausschuss für Arbeit und Soziales:

Ist das Schüler-BAföG sozial sinnvoll ausgestaltet? Ist die Ausgestaltung im Gesetzentwurf gelungen, machen insbesondere die Förderkriterien Sinn? 

Anschließend einigen Sie sich in der Gesamtfraktion: 

· Was wollen wir? Soll das Gesetz beschlossen werden oder nicht?
Muss es verändert werden, damit wir zustimmen können? 

· Welche Kompromisse sind wir bereit zu machen, um unsere wichtigsten Ziele zu erreichen? 

Bedenken Sie immer: Eine einheitliche Linie macht Sie gemeinsam stark; verschiedene Po​sitionen werden von anderen leicht als Schwäche ausgelegt. Allerdings ist jeder Ihrer Abge​ordneten letztlich nur seinem Gewissen verpflichtet.

	Fraktionsauftrag (2. Sitzung) 
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1. 
Diskutieren Sie unter Leitung des/r Fraktionsvorsitzenden die Beschlussempfehlung des Innenausschusses an das Plenum.

2. 
Erarbeiten Sie nach Möglichkeit eine gemeinsame Position. Überlegen Sie:

· Falls der Vorschlag des federführenden Ausschusses Ihren Vorstellungen entspricht: Stimmen Sie der Beschlussempfehlung in der 2. und ggf. 3. Lesung zu. 

Machen Sie in der im Namen der Fraktion vorzutragenden Rede deutlich, dass Sie Ihre Position durchgesetzt haben. 

· Falls Sie aus gewichtigen Gründen eine andere Meinung zum Gesetz haben als der federführende Ausschuss:

Stimmen Sie gegen die Beschlussempfehlung (und damit voraussichtlich gegen die Mehrheit) 
Stellen Sie in der Rede im Plenum die Gründe für Ihre Ablehnung dar.

· Falls Sie das Gesetz grundsätzlich sinnvoll finden, sich bestimmte Regelungen jedoch anders wünschen:

Stellen Sie einen Änderungsantrag (der in der Zweiten Lesung abgestimmt wird). 

Machen Sie in Ihrer Rede deutlich, warum Sie diese Änderungen möchten. 

Überlegen Sie, ob Sie, falls Ihre Änderungen abgelehnt werden, dennoch der Beschluss​empfehlung zu​stimmen wollen.

3.
Benennen Sie ei​ne/n Redner/in, die / der die Position Ihrer Fraktion in der 2. Lesung im Plenum präsentiert (max. 3 Minuten).

4. 
Suchen Sie Kontakt zu Ihrem Koalitionspartner, um ein geschlossenes Auftreten herbeizuführen.

	Fraktionsauftrag (1. Sitzung) 
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1. 
Personalentscheidungen (ca. 15 Minuten)

· Wählen Sie eine/n Fraktionsvorsitzende/n

· Bestimmen Sie, wer von Ihnen beim Ausschuss für Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung und wer beim Ausschuss für Arbeit und Soziales mitarbeitet. 

2.
Inhaltliche Absprachen (ca. 30 Minuten)

Bilden Sie Arbeitsgruppen, um sich auf die Ausschussarbeit vorzubereiten. Sammeln Sie Argumente für die Position Ihrer Fraktion bei der Diskussion der folgenden Fragen: 
Ausschuss für Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung: 

Wie lassen sich die Bildungschancen von Schülern aus Familien mit geringeren Einkommen verbessern? Wie kann sichergestellt werden, dass die Unterstützung sinnvoll und effektiv genutzt wird? 

Ausschuss für Arbeit und Soziales:

Ist das Schüler-BAföG sozial sinnvoll ausgestaltet? Ist die Ausgestaltung im Gesetzentwurf gelungen, machen insbesondere die Förderkriterien Sinn? 

Anschließend einigen Sie sich in der Gesamtfraktion: 

· Was wollen wir? Soll das Gesetz beschlossen werden oder nicht?
Muss es verändert werden, damit wir zustimmen können? 

· Welche Kompromisse sind wir bereit zu machen, um unsere wichtigsten Ziele zu erreichen? 


Bedenken Sie immer: Eine einheitliche Linie macht Sie gemeinsam stark; verschiedene Po​sitionen werden von anderen leicht als Schwäche ausgelegt. Allerdings ist jeder Ihrer Abge​ordneten letztlich nur seinem Gewissen verpflichtet.

	Fraktionsauftrag (2. Sitzung) 
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1. 
Diskutieren Sie unter Leitung des/r Fraktionsvorsitzenden die Beschlussempfehlung des Innenausschusses an das Plenum.

2. 
Erarbeiten Sie nach Möglichkeit eine gemeinsame Position. Überlegen Sie:

· Falls der Vorschlag des federführenden Ausschusses Ihren Vorstellungen entspricht: Stimmen Sie der Beschlussempfehlung in der 2. und ggf. 3. Lesung zu. 

Machen Sie in der im Namen der Fraktion vorzutragenden Rede deutlich, dass Sie Ihre Position durchgesetzt haben. 

· Falls Sie aus gewichtigen Gründen eine andere Meinung zum Gesetz haben als der federführende Ausschuss:

Stimmen Sie gegen die Beschlussempfehlung (und damit voraussichtlich gegen die Mehrheit) 
Stellen Sie in der Rede im Plenum die Gründe für Ihre Ablehnung dar.

· Falls Sie das Gesetz grundsätzlich sinnvoll finden, sich bestimmte Regelungen jedoch anders wünschen:

Stellen Sie einen Änderungsantrag (der in der Zweiten Lesung abgestimmt wird). 

Machen Sie in Ihrer Rede deutlich, warum Sie diese Änderungen möchten. 

Überlegen Sie, ob Sie, falls Ihre Änderungen abgelehnt werden, dennoch der Beschluss​empfehlung zu​stimmen wollen.

3.
Benennen Sie ei​ne/n Redner/in, die / der die Position Ihrer Fraktion in der 2. Lesung im Plenum präsentiert (max. 3 Minuten).

	Fraktionsauftrag (1. Sitzung) 
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1. 
Personalentscheidungen (ca. 15 Minuten)

· Wählen Sie eine/n Fraktionsvorsitzende/n

· Bestimmen Sie, wer von Ihnen beim Ausschuss für Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung und wer beim Ausschuss für Arbeit und Soziales mitarbeitet. 

2.
Inhaltliche Absprachen (ca. 30 Minuten)

Bilden Sie Arbeitsgruppen, um sich auf die Ausschussarbeit vorzubereiten. Sammeln Sie Argumente für die Position Ihrer Fraktion bei der Diskussion der folgenden Fragen: 
Ausschuss für Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung: 

Wie lassen sich die Bildungschancen von Schülern aus Familien mit geringeren Einkommen verbessern? Wie kann sichergestellt werden, dass die Unterstützung sinnvoll und effektiv genutzt wird? 

Ausschuss für Arbeit und Soziales:

Ist das Schüler-BAföG sozial sinnvoll ausgestaltet? Ist die Ausgestaltung im Gesetzentwurf gelungen, machen insbesondere die Förderkriterien Sinn? 

Anschließend einigen Sie sich in der Gesamtfraktion: 

· Was wollen wir? Soll das Gesetz beschlossen werden oder nicht?
Muss es verändert werden, damit wir zustimmen können? 

· Welche Kompromisse sind wir bereit zu machen, um unsere wichtigsten Ziele zu erreichen? 


Bedenken Sie immer: Eine einheitliche Linie macht Sie gemeinsam stark; verschiedene Po​sitionen werden von anderen leicht als Schwäche ausgelegt. Allerdings ist jeder Ihrer Abge​ordneten letztlich nur seinem Gewissen verpflichtet.

	Fraktionsauftrag (2. Sitzung) 
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1. 
Diskutieren Sie unter Leitung des/r Fraktionsvorsitzenden die Beschlussempfehlung des Innenausschusses an das Plenum.

2. 
Erarbeiten Sie nach Möglichkeit eine gemeinsame Position. Überlegen Sie:

· Falls der Vorschlag des federführenden Ausschusses Ihren Vorstellungen entspricht: Stimmen Sie der Beschlussempfehlung in der 2. und ggf. 3. Lesung zu. 

Machen Sie in der im Namen der Fraktion vorzutragenden Rede deutlich, dass Sie Ihre Position durchgesetzt haben. 

· Falls Sie aus gewichtigen Gründen eine andere Meinung zum Gesetz haben als der federführende Ausschuss:

Stimmen Sie gegen die Beschlussempfehlung (und damit voraussichtlich gegen die Mehrheit) 
Stellen Sie in der Rede im Plenum die Gründe für Ihre Ablehnung dar.

· Falls Sie das Gesetz grundsätzlich sinnvoll finden, sich bestimmte Regelungen jedoch anders wünschen:

Stellen Sie einen Änderungsantrag (der in der Zweiten Lesung abgestimmt wird). 

Machen Sie in Ihrer Rede deutlich, warum Sie diese Änderungen möchten. 

Überlegen Sie, ob Sie, falls Ihre Änderungen abgelehnt werden, dennoch der Beschluss​empfehlung zu​stimmen wollen.

3.
Benennen Sie ei​ne/n Redner/in, die / der die Position Ihrer Fraktion in der 2. Lesung im Plenum präsentiert (max. 3 Minuten).

	Positionen der CVP
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Die CVP trägt (wie auch ihr Koalitionspartner LRP) den von der Bundesregierung eingebrachten Gesetzentwurf aus folgenden Gründen mit: 

.

· Gute Bildung ist Grundlage für gesellschaftlichen Zusammenhalt und Voraussetzung für wirtschaftlichen Erfolg. Je mehr Menschen in die Lage versetzt werden, sich zu bilden, desto besser für das ganze Land.

· Gerade im Zeitalter der Globalisierung ist Wissen die wichtigste Ressource. Nur wenn Deutschland mit Innovationen anderen Weltgegenden immer einen Schritt voraus ist, werden wir unseren Lebensstandard und unser soziales Netz auf Dauer halten können. Daher kommt es entscheidend darauf an, die Anlagen und Fähigkeiten aller zur Entfaltung zu bringen.

· Viele Begabungen bleiben heute ungenutzt. Denn die Lebensplanung begabter Kinder sieht wegen der sozialen Situation der Eltern oftmals so aus, dass sie nach der 10. Klasse eine Lehre machen, weil sie Geld für das eigene Leben oder einen Beitrag zum Familieneinkommen verdienen müssen. 

· Finanzielle Förderung für leistungsbereite Schülerinnen und Schüler setzt an der Wurzel an. Sie bewirkt, dass früh gelernt und erkannt wird, dass es auf den eigenen Willen und auf eigene Anstrengung ankommt.

· Gleichzeitig vermittelt das Schüler-BAföG unmissverständlich, dass Staat und Gesellschaft den Willen zu Aufstieg und Weiterkommen begrüßen, anerkennen und unterstützen.

· Ein Leistungskriterium stellt dabei sicher, dass die sehr attraktive finanzielle Unterstützung bei denjenigen ankommt, die sie nutzen können und sich dafür einsetzen. 

· Schüler-BAföG überlässt den Familien die autonome Entscheidung über den jeweils richtigen Weg, die richtige Bildungseinrichtung und sinnvolle Ausgaben. Der Staat maßt sich nicht an, über gesetzliche Vorgaben zu bestimmen, was eine Schülerin oder ein Schüler im Einzelfall braucht und konkret zum eigenen Weiterkommen nutzen soll. 

· Das vorliegende Gesetz stellt dabei sicher, dass genug Geld vorhanden ist für Lernmittel wie Bücher oder auch einen Computer.

· Das Schüler-BAföG ist eine Möglichkeit, etwas für bessere Bildung zu tun, ohne dass der Bund sich in Länderzuständigkeiten in der Schulpolitik einmischt.

· Die Finanzierung der Maßnahme über eine sehr maßvolle Senkung des Kindergeldes verdeutlicht einmal mehr, wie ernst es der Bundesregierung mit einem verantwortlichen Umgang mit den Staatsfinanzen ist. Die Mittel werden so sinnvoll umgeschichtet, es kommt weder zu weiteren Belastungen für die Bürger noch zu höherer Staatsverschuldung.
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Die APD spricht sich für ein Schüler-BAföG für den Schulbesuch nach der 10. Klasse von Jugendlichen aus einkommensschwachen Familien aus:

· Gute Bildung darf nicht vom Geldbeutel der Eltern abhängen. PISA und andere Studien haben gezeigt, dass Deutschland international einen der letzten Plätze bei den Bildungschancen für Kinder mit sozial benachteiligtem Hintergrund einnimmt.

· Die Lebensplanung begabter Kinder sieht wegen der sozialen Situation der Eltern oftmals so aus, dass sie nach der 10. Klasse eine Lehre machen, weil sie Geld für das eigene Leben oder einen Beitrag zum Familieneinkommen verdienen müssen. 
· Das Schüler-BAföG schafft Anreize für Bildung. Es kann beispielsweise für Fahrten zur Schule, für Schulbücher oder für Exkursionen genutzt werden. 

· Die Maßnahme passt auch zur Forderung des Bundesverfassungsgerichts vom Februar 2010, nach dem Kinder von Hartz IV-Empfängern mehr Geld für Bildung brauchen.
· Die Erfahrungen mit dem Schüler-BAföG in den 1970-er Jahren zeigen, dass eine finanzielle Förderung dazu beitragen kann, dass mehr Menschen aus finanzschwachen Familien das Abitur erwerben und dann auch studieren. Das Schüler-BAföG wurde unter der Regierung Helmut Kohl in den 1980-er Jahren im Rahmen ihrer konservativ-liberalen Politik der sozialen Kälte völlig zu Unrecht abgeschafft.

Dabei möchte die APD ganz deutlich machen:
· Das Schüler-BAföG darf nicht auf andere Sozialleistungen wie Arbeitslosengeld II angerechnet werden.

· Eine wirkliche Verbesserung des ungerechten Bildungssystems kann es nur geben, wenn sich die schwierige Situation (geringe Löhne, Arbeitslosigkeit) vieler Familien allgemein verbessert.

· Darüber hinaus muss der Staat intensiver in frühkindliche Bildung und in Betreuungsangebote in den Schulen investieren, damit sich die Schullaufbahnen möglichst vieler Schüler so entwickeln, dass für sie ein Besuch der gymnasialen Oberstufe  überhaupt in Frage kommt. 

Zur Finanzierung und den Förderregeln befindet die APD:

· Eine Finanzierung des Schüler-BAföGs sollte nicht durch eine Senkung des Kindergeldes erfolgen, weil es unsinnig ist, die erforderlichen Mittel gerade in dem Bereich einzusparen, der unterstützt werden soll. Viel eher wäre ein Bildungszuschlag auf sehr hohe Einkommen sinnvoll. Bei dieser Art der Finanzierung könnte die Maßnahme auch unterbleiben, weil sie nicht wirklich zu einer Ausgabenerhöhung für Kinder und Jugendliche führt. 
· Das Schüler-BAföG darf keine zusätzlichen Kriterien an die schulischen Leistungen der Schüler stellen. Über die Frage, welche Schüler den Übergang in die Klasse 11 schaffen, entscheiden heute die Schulen. Diese können sehr viel genauer die Möglichkeiten und Bedürfnisse jedes Einzelnen erkennen. Die Entscheidung der Schulen bildet daher auch die sinnvolle Entscheidungsgrundlage auch für die Vergabe des BAföGs. Gerade Kinder aus bildungsschwachen Familien haben schlechtere Ausgangsbedingungen was die schulische Leistung angeht, weil sie von zuhause keine Unterstützung erhalten. Die vorgeschlagenen schablonenartigen Regeln bedeuten gerade für die Schwächsten eine massive Benachteiligung. 
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Als Teil der Regierungskoalition unterstützt die LRP den gemeinsam mit der CVP erarbeiteten Gesetzesentwurf zur Ausweitung des Schüler-BAföGs aus folgenden Gründen:

· Bildung legt die Basis dafür, dass Menschen frei und selbstbestimmt leben, über ihr Schicksal verantwortlich entscheiden und ein sie ausfüllendes, glückliches Dasein erreichen können. Daher ist das Gesetz als eine Maßnahme, die die Bildungschancen breiter Bevölkerungsgruppen verbessert, von hohem Wert für den Einzelnen und für die Gesellschaft.
· Insbesondere Kinder sozial schwacher Familien verdienen eine faire Chance, wenn sie sich um das eigene Weiterkommen bemühen.

· Das vorgeschlagene Schüler-BAföG schafft wertvolle zusätzliche Anreize für Schülerinnen und Schüler, sich anzustrengen.

· In der vorliegenden Form ist das Schüler-BAföG von hohem Wert. Es vermittelt einen unmittelbaren Eindruck davon, dass Leistung sich lohnt und honoriert wird.             So werden die Schülerinnen und Schüler auf das weitere Leben vorbereitet. 

· Mit Hilfe des Gesetzes wird erreicht, dass Schülerinnen und Schüler mehr als bisher selbst dafür verantwortlich sind, ob sie es im Leben zu etwas bringen.

· In diesem Zusammenhang ist ein guter Notendurchschnitt eine unabdingbare       Voraussetzung  für den Erhalt des Schüler-BAföGs.

Die Finanzierung der Maßnahme durch eine geringfügige Senkung des Kindergeldes ist aus Sicht der LRP richtig und wichtig, weil

· auf diese Weise vermieden wird, dass die Sozialausgaben des Staates immer weiter steigen.
· insgesamt gesehen die an Familien gezahlten Gelder klarer kanalisiert und auf      bestimmte Zwecke hin ausgerichtet werden.
· in Anbetracht hoher öffentlicher Schuldenstände und unverantwortlich hoher Steuerlasten die öffentlichen Haushalte nicht weiter belastet werden dürfen. 
	Positionen der PSG 
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Die PSG spricht sich für ein Schüler-BAföG für den Schulbesuch nach der 10. Klasse von Jugendlichen aus einkommensschwachen Familien aus:

· Das deutsche Bildungssystem hat bislang auf ganzer Linie versagt. Bildung hängt in Deutschland vom Geldbeutel der Eltern ab. Und dabei zeigt sich, dass selbst diejenigen, die das Gymnasium erreichen, im internationalen Vergleich eher schlecht abschneiden. Dies haben PISA und andere internationale Bildungsstudien gezeigt. 

· In Deutschland herrscht eine soziale Schieflage, die sich durch unser Bildungssystem von Generation zu Generation fortsetzt. Kinder von Eltern mit geringen Schulabschlüssen oder von Eltern ohne Schulabschluss erreichen meist selbst keinen höheren Schulabschluss. Zugleich verdienen Arbeitnehmer mit geringen Bildungsabschlüssen zunehmend weniger oder sind arbeitslos. Die soziale Schere in Deutschland wird somit immer größer. 
· Das Schüler-BAföG kann einen wichtigen Schritt darstellen, um die Bildungschancen derjenigen Schüler zu verbessern, die sich den Besuch einer weiterführenden Schule sonst nicht leisten könnten. Denn zahlreiche Schüler zeigen in der 10. Klasse Talent und Interesse an einer Weiterführung der Schule, müssen aber ohne BAföG dennoch eine Ausbildung beginnen, um schnellstmöglich einen Teil zum Familieneinkommen beizutragen. Das Schüler-BAföG kann beispielsweise für Fahrten zur Schule, für Schulbücher oder für Exkursionen genutzt werden. 

· Eine solche Maßnahme fügt sich auch in die Forderung des Bundesverfassungsgerichts vom Februar 2010 ein, nach dem Kinder von Hartz IV-Empfängern mehr Unterstützung für Bildung brauchen. Diese Forderung wurde unter der derzeitigen Regierung völlig unzureichend umgesetzt und hat mit dem vorliegenden Gesetz die Möglichkeit, zumindest in Teilen verbessert zu werden. 
Zur Frage der Finanzierung durch eine Senkung des Kindergeldes befindet die PSG:

· Das Kindergeld darf keinesfalls zur Finanzierung des Schüler-BAföGs verringert werden. Dies würde die guten Absichten des Gesetzes in sein Gegenteil verkehren: Eltern könnten für die Kinder in jüngeren Jahren weniger Geld für Bildung einsetzen, wodurch die Chancen, die Oberstufe zu erreichen, noch sinken würden. 

· Die Finanzierung über das Kindergeld bedeutet, dass faktisch die finanziell Schwächsten zur Finanzierung dieser Maßnahme überproportional herangezogen werden.
Zur Begrenzung des Schüler-BAföGs auf Leistungsfähige befindet die PSG:

· Die Beschränkung der Förderung auf Schülerinnen und Schüler mit einem Notenschnitt oberhalb von 2,7 ist absolut nicht hinnehmbar. Auf diese Weise werden ohnehin Schwache weiter ausgegrenzt und verlieren den Anschluss. 

Ganz wichtig ist es der PSG darüber hinaus zu betonen: Das Problem unserer Bildung liegt weder bei den Schülern noch in den Familien, sondern in deren dramatischer sozialer Lage. Angesichts finanzieller Not bleibt den Familien oft nichts anderes übrig, als jede Möglichkeit für einen finanziellen Beitrag zum Familieneinkommen zu nutzen. Nur eine   gerechtere Arbeits- und Sozialpolitik, die der Förderung von Arbeitsplätzen mit ordentlichen Löhnen dient, könnte das Problem nachhaltig lösen.

	Positionen der ÖSP 
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Die ÖSP hält nicht viel von dem Vorschlag eines Schüler-BAföGs: 

· Die soziale Ausgrenzung im Bildungssystem ist ein großes gesellschaftliches und wirtschaftliches Problem. Die besten Aufstiegschancen bietet Bildung. Seit den PISA-Studien weiß man jedoch, dass sich gerade in Deutschland Bildungsarmut vererbt. Abitur macht, wer aus gutem Haus kommt. Die Kinder aus bildungsfernen Schichten dagegen bleiben unten. So zementiert sich die Einkommensverteilung.
· Es ist aber nicht zu erwarten, dass durch das Schüler-BAföG deutlich mehr Kinder aus sozial benachteiligten Schichten einen höheren Bildungsabschluss erreichen. Denn dafür setzt die Förderung im Bildungsverlauf viel zu spät an. Wer einmal in der 11. Klasse ist, hat es meistens schon geschafft.

· Die finanziellen Mittel, die für das Schüler-BAföG vorgesehen sind, möchte die ÖSP stattdessen für eine Verbesserung der Qualität von Erziehung und Lehre in Kitas und Schulen einsetzen. Notwendig sind hier mehr Fortbildungen für Lehrer und Erzieher aus Schulen und Kindergärten sowie mehr Stellen für Sozialpädagogen in den Schulen. 
· Die Familien müssen in das Bildungssystem eingebunden werden. Gerade für Kinder aus bildungsfernen Familien ist es wichtig, dass deren Eltern die Schule, ihr Personal und ihre Prozesse kennen und schätzen lernen können.
· Weitaus besser als ein Schüler-BAföG wirken konkrete Bildungs- und Betreuungsangebote. Solche stellen sicher, dass die vom Staat ausgegebenen Mittel auch tatsächlich zweckgemäß verwendet werden.

Wenn es wirklich ein Schüler-BAföG geben sollte, ist der ÖSP wichtig:

· Als Voraussetzung für den Erhalt des Schüler-BAföGs darf es keine überzogenen Leistungsanforderungen geben. Denn das Hauptproblem unseres Schulsystems liegt gerade darin, dass sozial Schwächere geringere Chancen auf schulische Erfolge haben. Ein Notendurchschnitt wie im Gesetz vorgeschlagen würde deshalb gerade denjenigen den Zugang zur weiteren Bildung nehmen, die ihn durch diese Förderung bekommen sollen. 

Zur Frage einer Finanzierung meint die ÖSP:

· Das Kindergeld sollte für derartige Maßnahmen nicht angetastet werden. Stattdessen würde die ÖSP einen „Bildungs-Soli“ einführen, mit dem alle Steuerzahler je nach Leistungsfähigkeit belastet würden. Die Bildung als Grundlage aller wirtschaftlichen und sozialen Entwicklung in unserem Land muss uns einen solchen Zuschlag wert sein.
Mit der vorgesehenen Art der Finanzierung offenbaren CVP und LRP nur, dass sie zu wirklichen Mehrausgaben in einem essentiell wichtigen Bereich nicht bereit sind. 

Szenario

Die Bundesregierung hat ein Gesetz in den Bundestag eingebracht, nach dem begabte Kinder aus sozial schwachen Familien künftig Leistungen nach dem Bundesausbildungsförderungsgesetz (BAföG) erhalten sollen, wenn sie die Sekundarstufe 2 besuchen und damit einen Schulabschluss erwerben, der zum Hochschulstudium qualifiziert. Auf diese Weise soll verhindert werden, dass Jugendliche nach Hauptschulabschluss oder mittlerer Reife eine Lehre machen (müssen), nur weil sie für sich selbst und für die Familie schnellstmöglich Geld verdienen müssen. 

Hintergrund

Laut internationaler Bildungsstudien sinkt in Deutschland beständig die Zahl der Menschen, die ein besseres Bildungsniveau und damit ein höheres Einkommensniveau sowie eine bessere gesellschaftliche Position erreichen als ihre Eltern. Stärker als in anderen Ländern ist die Tendenz ausgeprägt, dass Kinder die gleichen Schulformen wie ihre Eltern besuchen. Sozialer Aufstieg findet so kaum statt. Seit einigen Jahren wird intensiv darüber diskutiert, ob das deutsche Bildungssystem den sozialen Aufstieg systematisch behindert und erschwert und darüber, wie die Situation gerade von Kindern aus bildungsschwachen Haushalten verbessert werden kann. Vor diesem Hintergrund wird die Bundesregierung nun aktiv, indem sie die massive Ausweitung des so genannten Schüler-BAföGs vorschlägt. 

Die Rechtslage

Zurzeit können nur Schüler, die nicht zu Hause wohnen oder die schon selbst Kinder haben, eine Förderung durch BAföG erhalten. Ein allgemeines Schüler-BAföG war in der alten   Bundesrepublik bereits in den 1970-er Jahren eingeführt worden. In den 1980-er Jahren  unter der Regierung Helmut Kohls (CDU) wurde es dann stark eingeschränkt. Der Höchstsatz für diese Schüler beträgt (ohne Kosten für Kranken- und Pflegeversicherung) 465,- €. 

In größerem Umfang werden Studierende an Hochschulen gefördert. Für diese beträgt der Höchstsatz (ohne Kosten für Kranken- und Pflegeversicherung) 597,- €. 

Zum Vergleich: Junge Menschen, die eine Ausbildung machen, erhalten im ersten Lehrjahr in tariflich gebundenen Firmen je nach Beruf zwischen 325,- € und 778,- € pro Monat.

Die Finanzierung

In Anbetracht der aktuellen Haushaltslage hat der Finanzminister (mit Unterstützung der Haushaltspolitiker von CVP und LRP) Mehrausgaben kategorisch ausgeschlossen. Möglich sind demnach nur Umschichtungen. Daher sieht der Gesetzentwurf vor, die Mittel für das Schüler-BAföG durch maßvolle Einschnitte beim Kindergeld aufzubringen.
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Entwurf eines Gesetzes

zur Ausweitung der Förderung von Schülern 
nach dem Bundesausbildungsförderungsgesetz (Schüler-BAföG) 
A. Zielsetzung

Verschiedene Untersuchungen haben gezeigt, dass in Deutschland immer weniger Jugendlichen ein sozialer Aufstieg durch Bildung gelingt. Mit diesem Gesetz soll erreicht werden, dass mehr begabte Jugendliche aus sozial schwachen Familien die Hochschulreife erwerben können.

B. Lösung

Der Gesetzentwurf sieht vor, künftig leistungsfähigen Schülern aus einkommensschwachen Familien auch dann Leistungen nach dem Bundesausbildungsförderungsgesetz (BAföG) zukommen zu lassen, wenn Sie noch bei Ihren Eltern leben und unverheiratet und kinderlos sind.

Auf diese Weise soll sichergestellt werden, dass Jugendliche nicht zur Sicherung eines eigenen Beitrages zum Familienunterhalt eine (vergütete) Ausbildung antreten müssen.

C. Alternativen

Aufgrund der Länderzuständigkeit für Bildungsfragen und Schulpolitik ist das Bundesausbildungsförderungsgesetz der einzig erfolgversprechende Ansatz, auf Bundesebene positiv zu einem Bildungssystem beizutragen, das sozialen Aufstieg begünstigt.

D. Kosten
Basierend auf aktuellen Statistiken geht die Bundesregierung davon aus, dass bei den vorgesehenen Einkommensgrenzen etwa 20 % aller Oberstufenschüler (und damit etwa 150.000 Personen) förderungsberechtigt wären. 

Einschließlich Verwaltungsausgaben entstünde bei einer monatlichen Förderung von 300,- € für den Bundeshaushalt ein Finanzierungsbedarf von maximal 0,75 Mrd. €. Um diese Summe ausgabenneutral aufzubringen, sollen sämtliche Kindergeldsätze um 5,- € reduziert werden, also der Satz für das erste und zweite Kind von 184,- € auf 179,- €, für das dritte Kind von 190,- € auf 185,- € und ab dem vierten Kind von 215,- € auf 210,- €.
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Entwurf eines Gesetzes 

zur Ausweitung der Förderung von Schülern 
nach dem Bundesausbildungsförderungsgesetz (Schüler-BAföG) 
§ 1  Schüler nach der 10. Klasse an weiterführenden Schulen können Leistungen nach dem Bundesausbildungsförderungsgesetz (Schüler-BAföG) beantragen. 

§ 2  Leistungsberechtigt ist, wer

a) in einem Haushalt mit einem durchschnittlichen monatlichen Nettoeinkommen 
unter 2.000,- € bei bis zu zwei Kindern bzw. 2.500,- € bei drei oder mehr Kindern lebt.
b) im vergangenen Schuljahr einen Notendurchschnitt von mindestens 2,7 erreicht hat.

§ 3  Die Höhe der Förderung beträgt 300,- € im Monat.

§ 4 Zur ausgabenneutralen Finanzierung dieser Maßnahme werden sämtliche monatlichen Kindergeldsätze um 5,- € reduziert. 

Parlamentseröffnung 
durch die Alterspräsidentin / den Alterspräsidenten 

Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen,

die Bundestagsverwaltung hat mich informiert, dass ich die / der älteste Abgeordnete des Deutschen Bundestages bin. Der guten Ordnung halber möchte ich fragen, ob jemand unter den Anwesenden älter als 75 Jahre ist? Dies scheint nicht der Fall zu sein.

Damit erkläre ich die konstituierende Sitzung für eröffnet. 

Ich freue mich, dass Sie alle erschienen sind. Die Fraktionen haben heute ja bereits alle ge​tagt. 

Nachdem dort neue Fraktionsvorsitzende gewählt wurden, möchte ich Ihnen kurz diejenigen vorstellen, die sich bereit gefunden haben, diese Aufgabe zu übernehmen. Ich bitte die jeweils genannten Kolleginnen und Kollegen, kurz aufzustehen, damit alle sie sehen können. 

1. Die Fraktion der CVP wird geführt von 
____________________

2. Die Fraktion der APD wird geführt von 
____________________

3. Die Fraktion der LRP wird geführt von 
____________________

4. Die Fraktion der PSG wird geführt von 
____________________

5. Die Fraktion der ÖSP wird geführt von 
____________________ 

Ich wünsche den genannten Kolleginnen und Kollegen eine glückliche Hand und viel Erfolg!

Lassen Sie uns nun eine Präsidentin / einen Präsidenten wählen.

Gemäß parlamentarischer Tradition steht es der größten Fraktion zu, eine Kandidatin oder einen Kandidaten für dieses Amt zu benennen. 

Als Vorsitzende/n der CVP-Fraktion bitte ich Frau / Herrn ______________________ um den Vorschlag 

(...)

Wer stimmt der Wahl zu?

Gegenstimmen?

Enthaltungen?

Ich stelle fest, dass die / der Abgeordnete _______________________ zur Präsidentin / zum Präsi​denten gewählt ist. Nehmen Sie die Wahl an?     

(Gratulation)

Damit übergebe ich den Vorsitz an unsere neue Präsidentin / unseren neuen Präsidenten.

Begrüßung und Sitzungsleitung der Ersten Lesung

(Begrüßung)

Sehr geehrte Damen und Herren, liebe Kolleginnen und Kollegen!

Ich möchte Sie herzlich zur ersten Arbeitssitzung des Bundestages begrüßen. Wir wollen uns heute mit einem Gesetzentwurf der Bundesregierung befassen.

(Mitteilungen über Ausschüsse)

Zuvor möchte ich Ihnen jedoch noch einige Mitteilungen machen:

Entsprechend der Zuständigkeitsbereiche von Bundesministerien legt die Geschäftsordnung des Bundestages fest, dass es einen Ausschuss für Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung und einen Ausschuss für Arbeit und Soziales geben soll. 

Gemäß Absprache zwischen den Fraktionen fällt der Vorsitz im Ausschuss für Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung an die APD-Fraktion. Diese hat als Vorsitzende/n die Abgeordnete / den Abgeordneten

_______________________ be​nannt. 

Der Vorsitz im Ausschuss für Arbeit und Soziales fällt an die CVP-Frak​tion. Diese hat als Vorsitzende/n die Abgeordnete / den Abgeordneten

_______________________ benannt. 

Ich beglückwünsche die neuen Vorsitzenden und hoffe auf gute Zusammenarbeit.

(Erste Lesung des Gesetzentwurfes)

Nun kommen wir zum ersten und einzigen Punkt unserer heutigen Tagesordnung:

„Erste Lesung des von der Bundesregierung eingebrachten Gesetzes zur Ausweitung der Förderung von Schülerinnen und Schülern nach dem Bundesausbildungsförderungsgesetz.“

Nach Anhörung der Ausschüsse und Fraktionen sieht der Ältestenrat vor, dass der Ausschuss für Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung die Federführung übernehmen, gleichzeitig aber auch der Ausschuss für Arbeit und Soziales befasst werden soll. Weiterhin schlägt der Ältestenrat eine Überweisung an die Ausschüsse ohne vorherige Aussprache im Plenum vor. 

Hierzu sehe ich keinen Widerspruch. Damit ist dies beschlossen.

Hiermit schließe ich die erste Lesung eines Gesetzes zur Ausweitung der Förderung von Schülerinnen und Schülern nach dem Bundesausbildungsförderungsgesetz.

(Sitzungsende)

Ich danke Ihnen für die gute Zusammenarbeit und wünsche Ihnen fruchtbare Arbeit in den Ausschüssen.

Deutscher Bundestag 
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Ausschussberatung des Entwurfes eines Gesetzes zur Ausweitung der Förderung von Schülerinnen und Schülern nach dem Bundesausbildungsförderungsgesetz
Bericht des Ausschusses für Arbeit und Soziales an den Ausschuss für Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung:

Der Ausschuss für Arbeit und Soziales vertritt in Bezug auf das oben genannte Gesetz die folgende Position: 

	

	

	

	

	

	

	

	

	

	

	

	

	

	

	


Mit kollegialen Grüßen: _____________________

(Ausschussvorsitzende/r)
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Ausschussberatung des Entwurfs eines Gesetzes zur Ausweitung der Förderung von Schülerinnen und Schülern nach dem Bundesausbildungsförderungsgesetz
Beschlussempfehlung des Ausschusses für Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung: 

Der Ausschuss hat sich mit dem Entwurf eines Gesetzes zur Ausweitung der Förderung von Schülerinnen und Schülern nach dem Bundesausbildungsförderungsgesetz befasst. 


Unter Berücksichtigung der Arbeitsergebnisse der mitberatenden Ausschüsse schlagen wir vor, der Bundestag wolle beschließen:

O den Gesetzesvorschlag abzulehnen und die bisherige Rechtslage beizubehalten

O den Gesetzesvorschlag in der folgenden Fassung anzunehmen:

§ 1  (Wortlaut der ursprünglichen Entwurfes:
Schüler nach der 10. Klasse an weiterführenden Schulen können Leistungen nach dem Bundesausbildungsförderungsgesetz (Schüler-BAföG) beantragen. 

___________________________________________________________________________

___________________________________________________________________________

§ 2  (Wortlaut der ursprünglichen Entwurfes:
  Leistungsberechtigt ist, wer

· in einem Haushalt mit einem durchschnittlichen monatlichen Nettoeinkommen 
unter 2.000,- € bei bis zu zwei Kindern bzw. 2.500,- € bei drei oder mehr Kindern lebt und

· im vergangenen Schuljahr einen Notendurchschnitt von mindestens 2,7 erreicht hat.)

___________________________________________________________________________

___________________________________________________________________________

___________________________________________________________________________

§ 3  (Wortlaut der ursprünglichen Entwurfes:
  Die Höhe der Förderung beträgt 300,00,- € im Monat.)

___________________________________________________________________________

___________________________________________________________________________

§ 4  (Wortlaut der ursprünglichen Entwurfes:
Zur ausgabenneutralen Finanzierung dieser Maßnahme werden sämtliche monatlichen Kindergeldsätze um 5,- € reduziert.)

___________________________________________________________________________

___________________________________________________________________________

	Zustimmung: ____ Pers.         Ablehnung:    ____ Pers.                  Enthaltung:    ____ Pers.


         Mit kollegialen Grüßen: ____________________ (Ausschussvorsitzende/r)

	Änderungsantrag
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17. Wahlperiode                                                             

Die Fraktion der CVP beantragt, 

die Beschlussempfehlung des Ausschusses für Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung wie folgt zu verändern:

(1)   
____________________________________________________________________


____________________________________________________________________

(2) 
____________________________________________________________________


____________________________________________________________________

(3)
____________________________________________________________________


____________________________________________________________________

Mit kollegialen Grüßen: ______________________


(Fraktionsvorsitzende/r)
	Hinweise: 

Bitte formulieren Sie den gewünschten Gesetzestext kurz und präzise.

Geben Sie bei mehreren Änderungen außerdem an, ob Sie diese einzeln oder als Paket zur Abstimmung stellen wollen.


	Redemanuskript
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Sie haben eine Redezeit von 5 Minuten!

Frau Präsidentin / Herr Präsident, meine Damen und Herren, 

..........................................................................................

..........................................................................................

..........................................................................................

..........................................................................................

..........................................................................................

..........................................................................................

..........................................................................................

..........................................................................................

..........................................................................................

..........................................................................................

..........................................................................................

..........................................................................................

..........................................................................................

..........................................................................................

..........................................................................................

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit!


	Änderungsantrag
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17. Wahlperiode                                                             

Die Fraktion der APD beantragt, 

die Beschlussempfehlung des Ausschusses für Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung wie folgt zu verändern:

(1)   
____________________________________________________________________


____________________________________________________________________

(2) 
____________________________________________________________________


____________________________________________________________________

(3)
____________________________________________________________________


____________________________________________________________________

Mit kollegialen Grüßen: ______________________


(Fraktionsvorsitzende/r)
	Hinweise: 

Bitte formulieren Sie den gewünschten Gesetzestext kurz und präzise.

Geben Sie bei mehreren Änderungen außerdem an, ob Sie diese einzeln oder als Paket zur Abstimmung stellen wollen.


	Redemanuskript
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Sie haben eine Redezeit von 4 Minuten!

Frau Präsidentin / Herr Präsident, meine Damen und Herren, 

..........................................................................................

..........................................................................................

..........................................................................................

..........................................................................................

..........................................................................................

..........................................................................................

..........................................................................................

..........................................................................................

..........................................................................................

..........................................................................................

..........................................................................................

..........................................................................................

..........................................................................................

..........................................................................................

..........................................................................................

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit!

	Änderungsantrag
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17. Wahlperiode                                                             

Die Fraktion der LRP beantragt, 

die Beschlussempfehlung des Ausschusses für Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung wie folgt zu verändern:

(1)   
____________________________________________________________________


____________________________________________________________________

(2) 
____________________________________________________________________


____________________________________________________________________

(3)
____________________________________________________________________


____________________________________________________________________

Mit kollegialen Grüßen: _____________________


   (Fraktionsvorsitzende/r)
	Hinweise: 

Bitte formulieren Sie den gewünschten Gesetzestext kurz und präzise. 

Geben Sie bei mehreren Änderungen außerdem an, ob Sie diese einzeln oder als Paket zur Abstimmung stellen wollen.




	Redemanuskript 


	[image: image21.png]LRP

Liberale
Reformpartei







Sie haben eine Redezeit von 3,5 Minuten!

Frau Präsidentin / Herr Präsident, meine Damen und Herren, 

..........................................................................................

..........................................................................................

..........................................................................................

..........................................................................................

..........................................................................................

..........................................................................................

..........................................................................................

..........................................................................................

..........................................................................................

..........................................................................................

..........................................................................................

..........................................................................................

..........................................................................................

..........................................................................................

..........................................................................................

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit!

	Änderungsantrag
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17. Wahlperiode                                                             

Die Fraktion der PSG beantragt, 


die Beschlussempfehlung des Ausschusses für Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung wie folgt zu verändern:

(1)   
____________________________________________________________________


____________________________________________________________________

(2) 
____________________________________________________________________


____________________________________________________________________

(3)
____________________________________________________________________


____________________________________________________________________

Mit kollegialen Grüßen: ______________________


(Fraktionsvorsitzende/r)
	Hinweise: 

Bitte formulieren Sie den gewünschten Gesetzestext kurz und präzise.

Geben Sie bei mehreren Änderungen außerdem an, ob Sie diese einzeln oder als Paket zur Abstimmung stellen wollen.


	Redemanuskript 
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Sie haben eine Redezeit von 3 Minuten!

Frau Präsidentin / Herr Präsident, meine Damen und Herren, 

..........................................................................................

..........................................................................................

..........................................................................................

..........................................................................................

..........................................................................................

..........................................................................................

..........................................................................................

..........................................................................................

..........................................................................................

..........................................................................................

..........................................................................................

..........................................................................................

..........................................................................................

..........................................................................................

..........................................................................................

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit!

	Änderungsantrag
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17. Wahlperiode                                                             

Die Fraktion der ÖSP beantragt, 

die Beschlussempfehlung des Ausschusses für Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung wie folgt zu verändern:

(1)   
____________________________________________________________________


____________________________________________________________________

(2) 
____________________________________________________________________


____________________________________________________________________

(3)
____________________________________________________________________


____________________________________________________________________

Mit kollegialen Grüßen: ______________________


(Fraktionsvorsitzende/r)
	Hinweise: 

Bitte formulieren Sie den gewünschten Gesetzestext kurz und präzise.

Geben Sie bei mehreren Änderungen außerdem an, ob Sie diese einzeln oder als Paket zur Abstimmung stellen wollen.


	Redemanuskript 
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Sie haben eine Redezeit von 3 Minuten!

Frau Präsidentin / Herr Präsident, meine Damen und Herren, 

..........................................................................................

..........................................................................................

..........................................................................................

..........................................................................................

..........................................................................................

..........................................................................................

..........................................................................................

..........................................................................................

..........................................................................................

..........................................................................................

..........................................................................................

..........................................................................................

..........................................................................................

..........................................................................................

..........................................................................................

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit!

Sitzungsleitung der Zweiten und Dritten Lesung

(Begrüßung)

Sehr geehrte Damen und Herren,

ich begrüße Sie zu unserer Plenardebatte.

Aufrufen möchte ich den Tagesordnungspunkt 1: Zweite Lesung des von der Bundesregierung ein​gebrachten Entwurfes eines Gesetzes zur Ausweitung der Förderung von Schülerinnen und Schülern nach dem Bundesausbildungsförderungsgesetz. 

(Vorstellung der Beschlussempfehlung)

Ich bitte den / die Abgeordnete/n ________________________ uns als Berichterstatter/in des Ausschusses für Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung dessen Beschlussempfehlung vorzutragen: (...)

(Aussprache)

Ich bitte die Fraktionen zur Aussprache über diesen Gesetzesentwurf. 

Auf Vorschlag des Ältestenrates kommt der Fraktion der CVP eine Redezeit von 5 Minuten, der Fraktion der APD eine Redezeit von 4 Minuten, der Fraktion der LRP eine Redezeit von 3,5 Minuten, den Fraktionen der PSG und ÖSP eine Redezeit von jeweils 3 Minuten zu. 

Für die Fraktion der CVP spricht die / der Abgeordnete ________________________
(...)

Für die Fraktion der APD  spricht die / der Abgeordnete ________________________
(...)

Für die Fraktion der LRP spricht die / der Abgeordnete ________________________
(...)

Für die Fraktion der PSG spricht die / der Abgeordnete ________________________
(...)

Für die Fraktion der ÖSP spricht die / der Abgeordnete ________________________
(...)

(Abstimmung über Änderungsanträge – falls vorliegend)

Ich werde jetzt nacheinander die vorliegenden Änderungsanträge zur Abstimmung stellen. 

1. Änderungsantrag der Fraktion der ________ 

Diejenigen, die diesen Änderungsantrag unterstützen, bitte ich um das Handzeichen: 

Wer ist dafür? – Wer ist dagegen? – Wer enthält sich? 

2. Änderungsantrag der Fraktion der ________ 

Diejenigen, die diesen Änderungsantrag unterstützen, bitte ich um das Handzeichen: 

Wer ist dafür? – Wer ist dagegen? – Wer enthält sich? 

u.s.w.

(Abstimmung über die Beschlussempfehlung)

Wer  

· dem Gesetz 


· in der vom federführenden Ausschuss niedergelegten Fassung 
{falls dort verändert}
· unter Berücksichtigung der gerade beschlossenen Änderungen {falls erfolgt}
· einer Ablehnung des Gesetzes {falls vom federführenden Ausschuss empfohlen}
zustimmt, den bitte ich um das Handzeichen. 

Wer ist dafür? – Wer ist dagegen? – Wer enthält sich? 

VARIANTE 1:

(Falls das Gesetz in der Zweiten Lesung abgelehnt wurde, endet hier die Sitzung)
Meine Damen und Herren, 

damit ist der Gesetzentwurf in der zweiten Lesung gescheitert, die dritte Lesung entfällt. 

Ich möchte mich bei Ihnen allen für die aktive Teilnahme und konstruktive Mitarbeit bedan​ken und erkläre das Planspiel für beendet.

VARIANTE 2:

(Falls das Gesetz in der Zweiten Lesung angenommen wurde, folgt unmittelbar die dritte Lesung)
Sehr geehrte Damen und Herren,

damit hat der Gesetzentwurf in zweiter Lesung die erforderliche Mehrheit erreicht. 

Damit kommen wir zum letzten Tagesordnungspunkt: Dritte Lesung des von der Bundesregierung eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur Ausweitung der Förderung von Schülerinnen und Schülern nach dem Bundesausbildungsförderungsgesetz (Schüler-BAföG). 

(Verlesung)

Der vorliegende Gesetzesentwurf, wie er aus der zweiten Lesung hervorging, ist Ihnen bekannt. 

(Schlussabstimmung des Gesetzgebungsprozesses)

Wir kommen nun zur Schlussabstimmung:

Wer dem Gesetzentwurf in der vorliegenden Form zustimmen möchte, den bitte ich, sich zu erheben. 

– Bitte setzen Sie sich – 

Wer stimmt dagegen?

– Bitte setzen auch Sie sich - 

Enthaltungen?  

Damit ist der Gesetzentwurf angenommen / gescheitert.

(Sitzungsende)

Meine Damen und Herren, 

ich möchte mich bei Ihnen allen für die aktive Teilnahme und konstruktive Mitarbeit bedan​ken und erkläre das Planspiel für beendet.
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